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(6) Eine Änderung oder Aufhebung des Beschlusses 
über die Zulassung kann nur auf Antrag des beauf­
tragenden Kollektivs oder des gesellschaftlichen Organs 
erfolgen.

§198
Geltendmachung von Schadensersatzansprüchen

Der durch die Straftat Geschädigte und in den ge­
setzlich vorgesehenen Fällen auch der Staatsanwalt 
können bis zur Eröffnung des Hauptverfahrens 
beantragen, daß der Angeklagte zum Ersatz des ent­
standenen Schadens verurteilt wird, sofern der An­
spruch nicht anderweitig anhängig oder darüber bereits 
entschieden ist.

§199
Vorbereitung der Hauptverhandlung

(1) (In Vorbereitung der Hauptverhandlung hat sich 
das Gericht mit der Strafsache und ihren gesellschaft­
lichen Zusammenhängen vertraut zu machen. Es legt 
die erforderlichen Maßnahmen zur Erreichung einer 
wirksamen Hauptverhandlung fest.

(2) Das Gericht soll zur Erhöhung seiner Sachkunde 
bei der Klärung komplizierter Fragen sachkundige Bür- 
gcr_und Kollektive aus Betrieben, Genossenschaften 
oder Einrichtungen konsultieren.

(3) In Vorbereitung der Hauptverhandlung ist eine 
Beweisaufnahme durch das Gericht unzulässig.

§200
Beteiligung der Schöffen

Alle Entscheidungen und Maßnahmen zur Vorberei­
tung der Hauptverhandlung trifft das Gericht, sofern 
nicht später anderweitige Maßnahmen erforderlich wer­
den, die unverzüglich vom Vorsitzenden zu treffen sind.

§201
Termin und Ort der Hauptverhandlung

(1) Termin und Ort der Hauptverhandlung sind so zu 
bestimmen, daß die Teilnahme der an der Strafsache 
interessierten Bürger gewährleistet ist, um das Staats- 
ünd Rechtsbewußtsein der Bürger zu entwickeln, ihre 
Verbundenheit zu den Organen des sozialistischen 
Staates zu festigen, die erzieherische Wirkung der 
Hauptverhandlung zu erhöhen und die Kraft der 
Öffentlichkeit auf die Überwindung von Gesetzesver­
letzungen zu lenken.

(2) Das Gericht hat die Hauptverhandlung in soziali­
stischen Betrieben, Genossenschaften, Einrichtungen 
und in Wohngebieten durchzuführen, wenn dadurch in 
besonderem Maße die Mobilisierung gesellschaftlicher 
Kräfte zur Verhütung von Straftaten und anderen 
Rechtsverletzungen und zur Beseitigung ihrer Ursachen 
und Bedingungen erreicht werden kann.

(3) Die Hauptverhandlung ist spätestens vier Wochen 
und bei jugendlichen Angeklagten innerhalb von drei 
Wochen nach Eingang der Anklageschrift bei Gericht 
durchzuführen. Kann die Frist wegen besonderer Hin­
derungsgründe nicht eingehalten werden, sind diese 
vom Vorsitzenden in den Akten zu vermerken.

§202
Ladungen und Benachrichtigungen

(1) Das Gericht nimmt die für die Hauptverhandlung 
erforderlichen Ladungen vor und veranlaßt, daß die 
Beweismittel zur Hauptverhandlung zur Verfügung

stehen. Mit der Ladung teilt das Gericht dem Staats­
anwalt, dem Angeklagten und dessen Verteidiger mit, 
wer als Zeuge, Sachverständiger oder Kollektivvertre­
ter zur Hauptverhandlung geladen wird und welche 
anderen Beweismittel herangezogen werden. sollen.

(2) Im Verfahren' gegen Jugendliche sind auch die 
Eltern oder sonstige Erziehungsberechtigte zu laden, 
wenn nicht die Gründe des § 70 Absatz 4 dem entgegen­
stehen; die Organe der Jugendhilfe sind zu laden.

(3) Ist anzunehmen, daß sich die Hauptverhandlung 
auf längere Zeit erstreckt, soll das Gericht bestimmen, 
daß sämtliche oder einzelne Zeugen und Sachverstän­
dige zu einem späteren Zeitpunkt als dem Beginn der 
Hauptverhandlung geladen werden.

(4) Der Geschädigte ist vom Termin zur Hauptver­
handlung zu benachrichtigen.

§203
Ladung des Angeklagten

(1) Der Angeklagte wird durch Zustellung geladen; 
dabei ist der nicht inhaftierte Angeklagte darauf hin­
zuweisen, daß im Falle seines unentschuldigten Aus­
bleibens seine Vorführung erfolgen wird.

(2) Die Anklageschrift und der EröffnUngsbesehluß 
müssen spätestens mit der Ladung zur Hauptverhand­
lung zugestellt werden. Spätestens mit der Zustellung 
des Eröffnungsbeschlusses ist die Abschrift des Scha­
densersatzantrages zuzustelleh.

(3) Dem Angeklagten sind die Anklageschrift und der 
Eröffnungbeschluß lediglich zur Kenntnis zu bringen, 
wenn die Voraussetzungen für den Ausschluß' der 
Öffentlichkeit gemäß § 211 Absatz 3 vorliegen.

§204
Ladungsfrist

(1) Zwischen der Zustellung der Ladung und dem 
Tage der Hauptverhandlung muß eine Frist von min­
destens fünf Tagen liegen.

(2) In" Ausnahmefällen kann das Gericht durch be­
gründeten Beschluß die Ladungsfrist bis auf 24 Stun­
den abkürzen, wenn die Erforschung der Wahrheit im 
Strafverfahren dadurch nicht gefährdet wird. Der Be­
schluß kann nur zusammen mit dem Urteil angefochten 
werden.

(3) Der Angeklagte kann auf die Einhaltung der La­
dungsfrist verzichten.

§205
Ladung des Verteidigers

(1) Neben dem Angeklagten ist der bestellte Verteidi­
ger stets, der gewählte Verteidiger dann zu laden, wenn 
die Wahl dem Gericht angezeigt worden ist. Haben 
mehrere Angeklagte einen gemeinschaftlichen Vertei­
diger, wird diesem nur eine Ladung zugestellt.

(2) Die Anklageschrift, der Eröffnungsbeschluß und 
die Abschrift eines Schadensersatzantrages sind dem 
Verteidiger spätestens mit der Ladung zur Hauptver- 
handlung unter den gleichen Voraussetzungen zuzu- 
slellen wie dem Angeklagten. Die Ladung des Verteidi­
gers soll gleichzeitig mit der Ladung des Angeklagten 
erfolgen. Soweit die Beauftragung des Verteidigers erst 
später dem Gericht mitgeteilt wird, ist dieser unver­
züglich zu laden.


